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Protokoll der internen Delegationssitzung 




	Protokoll der internen Delegationssitzung vom 25.8.50 in Bonn, Bundeshaus, 9-12 und 15-18 Uhr. 

Anwesend: Hallstein, Bauer, Boden, vom Hoff (nur vormittags), Ophüls, Reinhardt, Röske.

Es wird die Frage des Zusammenhangs des Schuman-Plans mit den Restriktionen der deutschen Wirtschaft erörtert.

Es besteht Einvernehmen darüber, dass die Frage der Restriktionen in den Verhandlungen erörtert werden muss, dass es aber nicht ausschiesslich Sache der Delegation ist, hierüber zu verhandeln. Hierüber soll das Kabinett unterrichtet werden Prof. Ophüls soll einen Bericht über die bestehenden Restriktionen erstatten.

Es besteht ferner Einvernehmen darüber, dass die Frage der Restriktionen von Paraphierung des Schuman-Abkommens geklärt sein muss. Auch hierüber soll das Kabinett unterrichtet werden. Das Kabinett soll um Weisung gebeten werden darüber, was die Delegation zu Art. 34 sagen soll.

Des weiteren wird der Vorschlag der Delegation an das Kabinett für die Weisungen für die weitere Verhandlungsführung erörtert. Eine schriftliche Niederlegung soll nur den Kabinettsmitgliedern und im übrigen den Delegationsmitgliedern und Generalsachverständigen unter Rückgabe übergeben werden.

PROTOKOLL DER INTERNEN DELEGATIONSSITZUNG AM 22.8.50 um 9,00 Uhr IN UNKEL am Rhein

Anwesend: Die Delegationsmitglieder, Generalsachverständige und die Herren Prof. Dr. Ophüls, Dr. Risse, und zeitweilig Dr. Michaelis und Dr. Wagenführ.

Herr Michaelis: Man sollte für das Unionsgebiet mit den gegenwärtig gültigen Preisen beginnen unter Vorbehalt gewisser Berichtigungen die sich aus dem Anlauf des einheitlichen Marktes vom selbst ergaben.

Die Idee des Preisausgleiches findet im französischen Arbeitsdokument keine klare Stützung. Sie gehört wohl nicht zu den unbestrittenen Bedingungen der Verhandlungen.

Nach unserer Auffassung ist es nicht der Sinn des Schumanplans den einheitlichen Markt als Markt mit Einheitspreisen anzusehen.

Die ungünstige Lage der deutschen Verarbeiter zwingt uns mit niedrigen Preisen, also nicht sofort mit Preisaufschlag zu beginnen. Die Möglichkeiten zur Preissenkung dürfen nicht verbaut werden. Deshalb ist anzustreben: keine Festpreise, sondern Höchstpreise. Gegenüber einer Forderung von Mindestpreisen von anderen Delegationen wird zu fordern sein: geringe Kalkulierung der Mindestpreise und feste Spanne zwischen Höchst- und Mindestpreisen. Von Doppelpreisen wird abzugehen sein, und zwar von allen. Es müssen echte (Selbstkosten) Preise ermittelt werden.

Preisausgleichszahlungen dürften nur in soweit in Anspruch genommen werden, als Subventionen von den Regierungen in gleicher Höhe zur Verfügung gestellt werden. Nutnießber des Ausgleiches ist ja in erster Linie der Verbraucher des eigenen Landes.

Aufbringung der Ausgleichszahlung: wir empfehlen eine alle Industrien gleichmässig belastende Umlage von höchstens 2 %. Für Kohle müßte diese Belastung den Preisen angehängt werden. Bei dem gleichzeitigen Abbau der Doppelpreise würden sich damit die Kohlenpreise um etwa 1,65 DM pro Tonne in Deutschland erhöhen.

Wenn man von den in dem plan d’action enthaltenen Vorschlag: Ausgang von den Ab-Werk-Preisen plus Transportkosten ausgeht, so würde die Deutsche Ausgleichsbelastung geringer werden als bei einem Ausgang von Ab-Werk-Preisen. Sie würde im Falle Belgien zu einer besonders hohen Belastung führen.

Es besteht kein vernünftiger Grund von dem gegenwärtigen System der Preisstellung (Ab-Werk-Preise bzw. Frachtbasispreise) abzugehen. Eine besondere Problematik entsteht dadurch, dass nun die Frage aufgeworfen ist, ob bei Lieferung in fremde Absatzräume in die dortige Frachtbasis eingetreten werden darf, oder die eigene Frachtbasis zugrunde gelegt werden kann. Dabei ist die Problematik verschiedenartig, je nachdem ob es sich um Höchst oder Mindestpreise handelt und ob die Differenz zwischen den festgelegten Frachtbasispreisen größer oder kleiner ist, als die Frachthöhe. Wir sind der Auffassung, dass man den Eintritt in die fremde Frachtbasis zulassen sollte.

Preisregelung für Exporte sollte für die Anlaufzeit des Schuman-Planes unterbleiben. Die Frage sollte späterer Entscheidung durch die Hohe Behörde vorbehalten bleiben.

Eine Einfuhrregelung sollte nicht stattfinden.

Für Ein- und Ausfuhr aus dem Vertragsgebiet sollten die Preise frei sein.

Preisüberwachung wird praktisch durch die Regierungen erfolgen müssen. Ausübung der Preisbefugnisse wird durch die regionalen Verbände erfolgen müssen, vorbehaltlich eines Vetorechts der Hohen Behörde. Ein eigenes Gestaltungsrecht sollte die Hohe Behörde nur bezüglich Preissenkung haben, ein Recht auf Preiserhöhung nur auf Antrag einer regionalen Gruppe. Eine Preiserhöhung sollte gegen den Einspruch einer Regierung (praktisch Einspruchsrecht im Ministerrat) nicht zulässig sein.

Herr Boden: Die Frage der Ausgleichskassen ist der wesentliche Punkt im augenblicklichen Verhandlungsstadium. Wir wollen die Grenzen nicht mit einem Ruck einreissen, sondern Schleusen einbauen und den Einheitsmarkt langsam herstellen. Die anderen Delegationen sind anderer Auffassung. Das würde zu Preisausgleichszahlungen zwingen. Die bestehenden Preisdifferenzen sind höher als dass sie durch die Frachdifferenzen ausgeglichen werden. Für Frankreich, Belgien und Italien ist der Preisausgleich ausschlaggebend; das würde Deutschland rund 250 Mio DM kosten.

Die Verhandlungsführung hat die Frage bisher offen gelassen.

Im Rahmen des Art. 23 sind Ausgleichszahlungen unvermeidlich. Im Übrigen müssen wir jetzt Stellung nehmen und notfalls die Verhandlungen an dem Preisausgleich scheitern lassen.

Bestenfalls werden wir Ausgleichszahlungen auf 2 bis 3 % (d.h. 150-200 Mio für Deutschland) herabdrücken können. Für Deutschland bedeutet das Preiserhöhung. Dagegen habe ich mich bisher für die Anlaufszeit gewehrt.

Die Zuerkennung eines Einspruchsrechtes für die Regierungen bei Preisfestsetzungen durch die Hohe Behörde würde praktisch die Supranationalität illusorisch machen. Diese Frage muss entschieden werden.

Herr Müller: Eine Beschränkung der Preisfestsetzungsbefugnis der Hohen Behörde auf Richt- oder Basispreise wird nicht erreichbar, aber auch nicht erforderlich sein. Das internationale System der Überpreislisten gibt einen Anhalt für die Möglichkeiten der Preisfestsetzung;

Die Hohe Behörde wird der Marktentwicklung nicht Gerecht werden können, wenn sie nicht Preiserhöhungen frei anordnen kann.

Ein Einspruchsrecht der Regierung bei Preisentscheidungen ist zu versagen.

Beschränkung auf Höchstpreise werden wir nicht erreichen.

Doppelpreise sollten innerhalb der Union nicht aber nach aussen abgeschafft werden.

Kontrolle der Minette-Gruben wird sich zusammen mit Belgien erreichen lassen.

Abschöpfungskassen sollte man unter Umständen zulassen.

Eine Verständigung über Kohle und Stahlexport wird für die anderen eine conditio sine qua non sein. Export Syndikat muss vermieden werden.

Zur Preiskontrolle genügt eine Revisionsabtlg. der Hohen Behörde.

Herr von Dewall: Innerhalb des Vertragsgebietes wäre unter den jetzigen Verhältnissen eine Versorgungspflicht der Montanindustrie sehr wesentlich.

Ein Gebietsschutz ist Ausgleichszahlungen vorzuziehen. Die Frachttarife müssen durchgerechnet werden. Frachtermässigungen erhöhen belgisch-französisches Subventionsbedürfnis und wirken sich gegen die deutsche Volkswirtschaft aus.

Einspruchsrecht der Regierungen bei Preiserhöhung ist abzu lehnen. Eine Preisprüfung sollte durch Revisionsabteilung erfolgen.

Herr Bauer: entgegen den Ausführungen von Herrn Boden sind wir doch immer davon ausgegangen dass der einheitliche Markt hergestellt werden soll und zwar auf einem Mittelweg, der nach aussen die Beseitigung von Zöllen und Kontingenten plakatiert und innerlich durch Schleusen den Übergang kontrolliert.

Die Frage einheitlicher Preise dürfen wir nich unter dem Gesichtspunkt sehen, dass wir Lastenträger einer Ausgleichskasse werden. Vier Gründe sprechen gegen schnelle Herstellung des Einheitsmarktes mit Ausgleichskassen:

1. in Deutschland würde Preisrevolution eintreten und stärkere Wirkungen haben als Belgien sie für sich befürchtet. 

2. Deutschland als das am billigsten arbeitende land würde zum Hauptlastenträger werden. 

3. Preisausgleichskassen wäre das plumpste denkbare Kartellmittel. Sie würde der Stillegungstendenz entgegenwirken. 

4. Die größeren Reviere würden am schlechtesten gestellt.

Deshalb müssen Preisausgleichskassen vollkommen vermieden werden. Wir müssen langsam in den Markt hinein wachsen und mit grosser Fastigkeit verlangen: kein einheitlicher Markt im Sinne des französischen Vorschlages. Das bedeutet praktisch: Sonderlösung für krasse Fälle und im übrigen langsames Einpendeln des Marktes. Abschöpfungskassen sind abzulehnen. Sonst wäre ja z.B. die Belieferung von Holland gefährdet. Notfalls wäre ein Ausweg das Aushandeln von langfristigen Abnahmeverpflichtungen. Fraglich ist ob sich die Preisausgleichskasse vermeiden lässt. Falls ja, sollten wir bei den übrigen Ausgleichszahlungen grosszügig sein. Herr Michaelis: Doppelpreise sollten nur im Inlandsgebiet beseitigt werden.

Der Ausdruck Kohlesyndikat muss fallen gelassen werden. Herr Boden: Die Abschöpfungskasse soll keine finanziellen Ziele haben, sondern eine abnormale Abwanderung verhinderen.

Mit den Preisausgleichskassen haben wir eine starke Front gegen uns. Wenn wir Zölle und Kontigente aufheben, dann können wir Sleusenpolitik praktisch nicht durchführen, d.h. wir haben vorgeleistet. Insoferen unterscheide ich mich von Herrn Bauer.

Art. 23 ist nur für Stillegungen gedacht. Die Maßnahmen des Art. 24 sollten die Schockwirkung der Einführung des einheitlichen Marktes auffangen. Herr Bauer: Es ist ein grosser Unterschied ob man die Frage von Seiten der Marktpolitik oder der Unternehmensumstände sieht. Herr Boden: Die Schaffung des Einheitsmarktes führt auch bei mildernden Maßnahmen zur Preisangleichung und damit zur Preiserhöhung in Deutschland.

Darüber, darf dem Kabinett kein Zweifel gelassen werden.

Herr Ophüls: Das Leitbild des Schuman-Plans hat doch wohl gewechselt. Unter den jetzigen Verhältnissen würden die Borinage Gruben schon Grenzbetrieb werden und zu einer entsprechenden Preiserhöhung bei uns führen. Herr Risse: Wir müssen wieder auf den ursprünglichen Standpunkt kommen: einheitliche Preise sollen nicht die höchsten Preise sein. Frankreich muss sich darüber klar werden, dass wir auch seine Preise prüfen werden.

Herr Bauer: Ausgangspunkt unserer Debatte kann nicht sein, dass die Hohe Behörde aus Konjunkturgründen Stillegungen nicht durchgeführt. Bildung eines Durchschnittspreises ist ein plumpes Kartellmittel. 

Herr Müller: Frankreich bekommt durch die Preisangleichung ohnehin biligere Preise zu unseren Lasten. Die jetzige Preishöhe ist für der französische Verbraucher durch die Hohe Produktionssteuer bedingt. Französischen Industrie zieht heute hohe Gewinne aus der Stahlausfuhr, etwa 20-30 Dollar mehr als vor 3 Monaten. Preisausgleichszahlungen an Frankreich wären deshalb unbillig. Herr Bauer: Man wird praktisch mit Holland und Luxemburg zu einer Verständigung kommen können. Die italienischen Ausgleichsansprüche werden sich bei Zusagen auf anderen Gebieten beschränken müssen. Die Franzosen haben sich zwar den belgischen Angleichsforderungen angeschlossen, werden aber nicht ernsthaft eine Subventionierung ihrer Industrie fordern können. Deshalb sollten wir vorschlagen, Frankreich und Deutschland verzichten für drei bis fünf Jahre auf Ausgleichszahlunge dann wird sich die französische Position wohl nicht halten lassen. Herr von Dewall und Herr Boden erklären sich hiermit grundsätzlich einverstanden; Herr Boden fügt hinzu: dann bleibt das belgische und italienische Problem zu lösen.

Im Anschluss hieran werden die Bemerkungen der Deutschen Delegation zu den französischen Berichten über die Verhandlungen vom 20. Juni bis 10. August 1950, Seite 1-3 formuliert.

Zur frage der möglichen Änderung der Währungsrelationen schlägt Herr Bauer vor, man solle für einen solchen Fall die Hohe Behörde anweisen, ihre Maßnahmen unter Berücksichtigung der Änderung in der Preis-Kosten-Relation des betreffenden Landes wie der Unionsländer untereinander zu treffe.

Herr Hallstein und Herr Boden: das bedeutet praktisch nichts anderes, als dass die Hohe Behörde vernunftig handeln soll. Herr Ophüls: jedenfalls darf man sich nicht mit einem passiven Verhalten der Hohen Behörde begnügen.

Es besteht Einvernehmen darüber, dass die Frage noch geprüft werden soll. Ebenso soll noch geprüft werden die Frage, welche Auswirkung ein deutscher Verzicht auf Ausgleichszahlung haben würde.

Der Teil "Preis- und Marktregelung" der obenerwähnten Bemerkungen der Deutschen Delegation wird formuliert.

Herr Wagenführ: erläutert den Bericht über Soziale Fragen und Löhne. Er führt aus, daß besonders zwei Punkte der klärung bedürften:

1. der Fall eines Landes mit besonders hohen Lohnkosten (soziale Vorbelastung, Verzerrung).

2. Der Fall eines Landes mit besonders niedrigen Arbeitskosten, wie z. B. im Verhältnis Deutschland zu Belgien.

Im Fall 1: kann wohl nur eine eigene Maßnahme der Länder in Frage kommen; im Fall 2: müsste die Hohe Behörde die Möglichkeit haben, die Hohen Gewinne in die Investitionen anderer Länder zu lenken. Die Herren Müller und Ophüls machen Bedenken gegenüber der Lösung zu 2: geltend. Herr Bauer: im Falle von Verzerrungen sollte die Hohe Behörde die Fehler aufzeigen nicht aber beseitigen können.

Vom Hoff: die Hohe Behörde solll Berichte veröffentlichen und dadurch dem Sozialpartner Anlass zum Handeln geben. Von Dewall: Wie ist es mit unseren Knappschaftsgeldern (200 Mio DM)? Herr Wagenführ: solche Zuschusszahlungen gibt es auch in andern Ländern in erheblichem Maße. Herr Bauer: Trotzdem sollte die Hohe Behörde auch hierauf hinweisen können. Herr Wagenführ: als Verhandlungsaussichten ergibt sich: 1. Einvernehmen darüber dass keine mechanische Lohalgleichung erfolgen soll. 2. Ausgleichszahlungen sollen in ganz extremen Fällen wohl vorgesehen werden. (Verzerrungen und Gleichgewichtsstorüngen) Es dürfte eine stärkere Begrenzung als bei den üblichen Ausgleichszahlungen möglich sein. Herr Boden: Die Fälle von Lohnausgleichszahlungen müßten bestimmt festgelegt werden. Wagenführ: Der Fall von Gleichgewichtsstörungen ist mit allgemeinen wirtschaflichen Mitteln zu behandeln, aber nicht mit Lohnausgleichszahlungen. Wir werden hier um die Ausgleichskassen herumkommen, nicht aber im Falle Verzerrungen. Es muss wohl davon ausgegangen werden, daß kein Lohn angegriffen werden darf. Bauer: dann dürfte aber auch keine Preissteigerung in frage kommen. Wagenführ: Löhne sind aber nicht dasselbe wie Preise. 

Der Abschnitt Löhne und Soziale Fragen der Oben genannten Bemerkung der deutschen Delegation wird formuliert. Es besteht Einvernehmen darüber, daß eine Stellungnahme zu den Fällen der Verzerrungen und Gleichgewichtsstörungen erst nach weiterer Prüfung der Fragen erfolgen kann.

Das Anschluss hieran wird die Frage der Definitionen erörtert. Es besteht Einvernehmen darüber, daß die Entscheidung bezuglich der Braunkohle vor der Abreise der Delegation nach Paris erzielt werden muss. Die Frage der Röhren soll an eine sachverständigen Ausschuss verwiesen werden.
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